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1 0 0 . Bundesgesetz: Konsulargebührengesetz 1992 — KGG 1992
(NR: GP XVIII RV 373 AB 380 S. 57. BR: 4211 AB 4213 S. 549.)

100. Bundesgesetz über die Erhebung von
Gebühren und den Ersatz von Auslagen für
Amtshandlungen österreichischer Vertretungs-
behörden in konsularischen Angelegenheiten
(Konsulargebührengesetz 1992 — KGG 1992)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Gegenstand

§ 1. (1) Für Amtshandlungen österreichischer
Vertretungsbehörden in konsularischen Angelegen-
heiten sind Konsulargebühren gemäß diesem
Bundesgesetz und dem einen Bestandteil dieses
Bundesgesetzes bildenden Konsulargebührentarif
(Anlage) zu entrichten.

(2) Auslagen, die den Vertretungsbehörden im
Zusammenhang mit Amtshandlungen in konsulari-
schen Angelegenheiten erwachsen, sind zu ersetzen,
sofern sie über den allgemeinen Verwaltungsauf-
wand hinausgehen und nicht auf Grund besonderer
gesetzlicher Vorschriften von Amts wegen zu tragen
sind. Soweit nachstehend nicht anderes bestimmt ist,
sind die für die Konsulargebühren geltenden
Vorschriften auch auf die Auslagenersätze anzu-
wenden.

Befreiungen

§ 2. (1) Von den Konsulargebühren sind befreit:
1. Amtshandlungen, bei denen im Einzelfall die

Erhebung einer Gebühr dem österreichischen
öffentlichen Interesse erheblich zuwider liefe;

2. Amtshandlungen, die den Schutz österreichi-
scher Staatsbürger oder die Wahrung ihrer
Interessen bei völkerrechtswidrigem Verhalten
ausländischer Behörden betreffen; dasselbe
gilt bei einem Ausnahme- oder Notzustand;

3. Amtshandlungen im Zusammenhang mit den
im Krieg 1939 bis 1945 vermißten österreichi-
schen Staatsbürgern;

4. Amtshandlungen nach dem Asylgesetz 1991.

(2). Personen, denen ein Gericht oder eine
Verwaltungsbehörde im In- oder Ausland für eine
bestimmte Rechtssache Verfahrenshilfe bewilligt
hat, sind von den damit zusammenhängenden
Konsulargebühren befreit.

Entstehung des Abgabenanspruchs

§ 3. Der Abgabenanspruch entsteht mit dem
Beginn der Amtshandlung. Eine Amtshandlung ist
als begonnen anzusehen, sobald die Tätigkeit der
Vertretungsbehörde tatsächlich einsetzt.

Abgabenschuldner

§ 4. (1) Zur Entrichtung der Konsulargebühren
sind verpflichtet:

1. Personen, die eine Amtshandlung beantragen ;
2. Personen, in deren Interesse eine Amtshand-

lung vorgenommen wird.

(2) Sind zur Entrichtung der Konsulargebühren
mehrere Personen verpflichtet, so sind sie Gesamt-
schuldner.

Haftung

§ 5. Gegenstände, auf die sich eine Amtshandlung
bezieht, haften ohne Rücksicht auf die Rechte
Dritter für die Konsulargebühren.

Sicherheitsleistung

§ 6. (1) Wenn die Einhebung der Konsulargebüh-
ren gefährdet oder wesentlich erschwert erscheint,
hat die Vertretungsbehörde die Durchführung der
Amtshandlung von der Leistung einer entsprechen-
den Sicherheit abhängig zu machen, außer wenn
dies einen nicht wiedergutzumachenden Schaden
für den Abgabenschuldner zur Folge hätte.

(2) Österreichische Gerichte und Verwaltungsbe-
hörden, die eine Vertretungsbehörde um die
Vornahme einer abgabepflichtigen Amtshandlung
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ersuchen, haben vom Abgabenschuldner die Lei-
stung einer entsprechenden Sicherheit für die zu
entrichtenden Konsulargebühren und voraussichtli-
chen Auslagenersätze zu verlangen. Die Art und die
Höhe der geleisteten Sicherheit sind im Ersuch-
schreiben anzugeben.

Bemessung der Konsulargebühren

§ 7. (1) Unter einem Bogen ist ein Papier zu
verstehen, dessen Seitengröße das Ausmaß von
zweimal 210 x 297 mm oder das im Empfangsstaat
für einen Bogen übliche Ausmaß nicht überschreitet.
Als ein Bogen gelten auch zwei Halbbogen (Blätter),
wenn sie ihrem Inhalt nach als zusammengehörig
anzusehen sind. Für Blätter, die das Ausmaß eines
Bogens überschreiten, sind die Konsulargebühren
im zweifachen Betrage zu entrichten.

(2) Besteht zwischen zwei oder mehreren
Personen eine solche Rechtsgemeinschaft, daß sie in
bezug auf den Gegenstand der abgabepflichtigen
Amtshandlung als eine Person anzusehen sind, so
sind die Konsulargebühren nur im einfachen Betrag
zu entrichten.

Zwischenstaatliche Regelungen

§ 8. (1) Erheben die Vertretungsbehörden eines
fremden Staates von österreichischen Staatsbürgern
Konsulargebühren, die höher oder niedriger sind als
die durch dieses Bundesgesetz für die entsprechen-
den Amtshandlungen festgesetzten Konsulargebüh-
ren, so kann der Bundesminister für auswärtige
Angelegenheiten im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Finanzen durch Verordnung bestim-
men, daß die Konsulargebührensätze für derartige
Amtshandlungen, die im Interesse eines fremden
Staates oder seiner Angehörigen vorgenommen
werden, den Konsulargebührensätzen des fremden
Staates angeglichen werden.

(2) Der Bundesminister für auswärtige Angele-
genheiten kann im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen im Verhältnis zu einzelnen
Staaten aus wichtigen handeis- oder wirtschaftspoli-
tischen Gründen durch Verordnung bestimmen,
daß bestimmte Konsulargebühren in ermäßigtem
Ausmaß oder überhaupt nicht erhoben werden.

(3) Abs. 1 und 2 gelten nicht für Auslagenersätze.

Abstandnahme von der Erhebung

§ 9. Die Vertretungsbehörden sind ermächtigt, im
Einzelfall von der Erhebung der Konsulargebühren
gegenüber einem Abgabenschuldner ganz oder
teilweise Abstand zu nehmen, wenn die volle
Entrichtung in Anbetracht der wirtschaftlichen
Verhältnisse des Abgabenschuldners für diesen eine
erhebliche Härte bedeuten würde. Die Abstand-

nahme wirkt nicht gegenüber anderen Gesamt-
schuldnern.

Festsetzung

§ 10. (1) Die Konsulargebühren sind durch
Abgabenbescheid festzusetzen. Der Abgabenbe-
scheid kann mündlich erlassen werden, wenn der
Abgabenschuldner damit einverstanden ist und
einen Rechtsmittelverzicht abgegeben hat.

(2) Abweichend von Abs. 1 sind die Konsularge-
bühren gemäß Tarifpost 1 bis 8 der Anlage ohne
abgabenbehördliche Festsetzung zu entrichten.
Diesfalls ist ein Abgabenbescheid nur zu erlassen,
wenn die Konsulargebühren nicht dem Gesetz
entsprechend entrichtet worden sind.

Fälligkeit

§ 11. Die Konsulargebühren werden mit Be-
kanntgabe des Abgabenbescheides fällig. Davon
abweichend tritt in den Fällen des § 10 Abs. 2 die
Fälligkeit mit der Entstehung des Abgabenan-
spruchs ein. § 210 Abs. 3 der Bundesabgabenord-
nung ist nicht anzuwenden.

Entrichtung

§ 12. (1) Die Konsulargebühren sind durch
Barzahlung, Überweisung oder zahlungshalber
mittels Schecks zu entrichten. Die Entrichtungsart
kann von der Vertretungsbehörde nach den
örtlichen Verhältnissen bestimmt werden.

(2) Sind Konsulargebühren in einem Gebiet zu
entrichten, in dem die österreichische Währung
nicht gesetzliches Zahlungsmittel ist, so hat die
Vertretungsbehörde die Abgabenschuld nach die-
sem Bundesgesetz zu bestimmen und sie sodann
nach dem am Tag ihres Entstehens geltenden
Schillinggegenwert (Kassenwert) in die dort gel-
tende Währung umzurechnen.

(3) Abweichend vom Abs. 1 und 2 sind in Staaten
mit einer Währung, die nicht frei konvertibel und
deren Verwertbarkeit für die Vertretungsbehörde
beträchtlich eingeschränkt ist, die Konsulargebüh-
ren durch dort nicht ansässige Angehörige von
Drittstaaten, deren Währung frei konvertibel ist, in
konvertibler Währung zu entrichten. Dies gilt nicht,
soweit die Entrichtung in konvertibler Währung
einen unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand
verursacht, dem Abgabenschuldner unzumutbar ist
oder Rechtsvorschriften des Empfangsstaates entge-
genstehen.

(4) Die Schillinggegenwerte (Kassenwerte) sind
vom Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für auswärtige Angelegen-
heiten festzusetzen. Die jeweils anzuwendenden
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Schillinggegenwerte (Kassenwerte) sind an den
Amtstafeln der Vertretungsbehörden und des
Bundesministeriums für auswärtige Angelegenhei-
ten sowie im Amtsblatt zur Wiener Zeitung zu
verlautbaren.

Vermerk über die Entrichtung

§ 13. (1) Die erfolgte Entrichtung der Konsular-
gebühren ist von der Vertretungsbehörde auf dem
schriftlichen Anbringen, durch das die abgabepflich-
tige Amtshandlung veranlaßt wurde, oder, falls ein
schriftliches Anbringen nicht vorliegt, in einem über
die Amtshandlung aufzunehmenden Aktenvermerk
oder im Beglaubigungsregister zu vermerken.

(2) Wird aus Anlaß einer abgabepflichtigen
Amtshandlung eine Schrift ausgestellt oder durch
eine Eintragung verändert, so ist auf dieser Schrift
von der Vertretungsbehörde die Entrichtung der
Konsulargebühren zu bestätigen.

Ausfolgung von Schriften

§ 14. Die Vertretungsbehörde kann die Ausfol-
gung der aus Anlaß einer abgabepflichtigen
Amtshandlung ausgestellten oder durch eine Eintra-
gung veränderten Schrift von dem Nachweis der
Konsulargebührenentrichtung abhängig machen.

Verfahren

§ 15. (1) Bei der Erhebung der Konsulargebühren
haben die Vertretungsbehörden die Befugnisse einer
Abgabenbehörde erster Instanz und der Bundesmi-
nister für auswärtige Angelegenheiten die Befug-
nisse einer Abgabenbehörde zweiter Instanz im
Sinne der Abgabenverfahrensgesetze.

(2) Werden in einer abgabepflichtigen Angele-
genheit mehrere Vertretungsbehörden in Anspruch
genommen, so sind die Konsulargebühren durch
jene Vertretungsbehörde zu erheben, die die letzte
Amtshandlung vornimmt.

(3) In Angelegenheiten der Staatsbürgerschaft
(§ 41 Abs. 2 des Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985,
BGBl. Nr. 311) sind für Auslagen die Bestimmungen
des AVG anzuwenden.

Verweisung auf andere Bundesgesetze

§ 16. Soweit in diesem Bundesgesetz auf
Bestimmungen anderer Bundesgesetze verwiesen
wird, sind diese Bestimmungen in ihrer jeweils
geltenden Fassung anzuwenden.

Inkrafttreten

§ 17. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. März
1992 in Kraft.

(2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind
auf alle Vorgänge anzuwenden, für die der

Abgabenanspruch nach dem 29. Februar 1992
entsteht.

(3) Das Konsulargebührengesetz 1967, BGBl.
Nr. 380, in der geltenden Fassung ist noch auf alle
Vorgänge anzuwenden, für die der Abgabenan-
spruch vor dem 1. März 1992 entstanden ist.

(4) Die zur Durchführung dieses Bundesgesetzes
erforderlichen Verordnungen können von dem der
Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden
Tag an erlassen werden. Sie treten jedoch frühestens
gleichzeitig mit diesem Bundesgesetz in Kraft.

Vollziehung

§ 18. Mit der Vollziehung
1. des § 6 Abs. 2 ist der nach dem Bundesministe-

riengesetz 1986 jeweils zuständige Bundesmi-
nister,

2. des § 12 Abs. 4 erster Satz der Bundesminister
für Finanzen im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für auswärtige Angelegenhei-
ten,

3. des § 12 Abs. 4 zweiter Satz der Bundesmini-
ster für auswärtige Angelegenheiten und der
Bundesminister für Finanzen,

4. der übrigen Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes der Bundesminister für auswärtige
Angelegenheiten im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen

betraut.

Waldheim

Vranitzky

Anlage
zu § 1 des Konsulargebührengesetzes 1992

KONSULARGEBÜHRENTARIF

Bezeichnung der gebührenpflichtigen Amtshandlun-
gen

TARIFPOST 1 Anbringen, Zustellungen, Weiter-
leitungen

Höhe der
Gebühr

(1) Anbringen betreffend Dokumenten-
beschaffungen, Nachlaßangelegenheiten
oder Ausforschung 200 S

(2) Zustellung oder Weiterleitung einer
Schrift an eine Privatperson 150 S

(3) Für jede Beilage (Abs. 1 und 2) 50 S

(4) Werden mit einem Anbringen mehrere
Ansuchen gestellt, so ist für jedes Ansuchen die
Gebühr zu entrichten.
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